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Geschäftszahl 

Ra 2016/19/0072 

Rechtssatz 

Der Gesetzgeber hat, wenngleich er davon ausgeht, dass der Entfall der Verhandlung den Regelfall darstellen 
wird, auch für Beschwerden im asylrechtlichen Zulassungsverfahren kein generelles Unterbleiben der 
Verhandlung vor Augen. Vielmehr ist bei der Übung des in § 21 Abs. 6a BFA-VG 2014 eingeräumten 
Ermessens neben den in den Erläuterungen (RV 582 BlgNR 25. GP, S. 7) angesprochenen grundrechtlichen 
Überlegungen auch auf die Zielsetzung des Gesetzgebers, das Verfahren über eine im Zulassungsverfahren - im 
Besonderen gegen eine zurückweisende Entscheidung - erhobene Beschwerde rasch einer Erledigung 
zuzuführen, Bedacht zu nehmen. Dabei ist zudem zu berücksichtigen, ob mit der in der gebotenen Eile zu 
treffenden Entscheidung über die Beschwerde auch das Verfahren über den Antrag auf internationalen Schutz 
insgesamt beendet werden kann. 
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